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Die nebenstehenden Erläuterungen werden zur Kenntnis genommen. 
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Die Stadt nimmt zur Kenntnis, dass die Planung mit den Erfordernissen 
der Raumordnung vereinbar ist und zum Umweltbericht aus raumordne-
rischer Sicht keine Hinweise gegeben werden. 
 
Die Stellungnahme vom 27.05.2020 ist im Folgenden beigefügt. Sie 
kommt zum gleichen Prüfungsergebnis. Die Entwicklungsabsicht der 
Stadt wird dort ausdrücklich begrüßt. Ansonsten ist lediglich die Begrün-
dung ausführlicher. Auf eine Erläuterung wird daher verzichtet. Die Stel-
lungnahme wird insgesamt zur Kenntnis genommen. 
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s. Abwägung zur Stellungnahme vom 08.12.2020 
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s. Abwägung zur Stellungnahme vom 08.12.2020 
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zu 1. 
Die nebenstehenden Erläuterungen werden zur Kenntnis genommen. 
 
zu 2. 
Die Stadtvertretung der Stadt Kröpelin hat am 07.11.2019 die Aufstel-
lung des Flächennutzungsplanes beschlossen. Allein aus Gründen der 
unterschiedlichen Verfahrensdauer, ist es absehbar, dass dieser zum 
Zeitpunkt des Satzungsbeschlusses über den Bebauungsplan Nr. 14 
noch keine Wirksamkeit erlangen kann. Die Festsetzungen des Bebau-
ungsplanes werden in den Flächennutzungsplan aufgenommen. Der 
entsprechende Vorentwurf soll in der Stadtvertretung am 25.02.2021 
gebilligt werden. Nachstehend der Auszug aus dem Vorentwurf des Flä-
chennutzungsplanes Kröpelin, Plangebiet B-Plan 14 im schwarzen 
Kreis: 
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Gleiches gilt für die nebenstehend genannte Abwägung auf der Grund-
lage der Öffentlichkeits- und Behördenbeteiligung. Die Aufstellung des 
Bebauungsplanes Nr. 14 erfolgt daher auf der Grundlage des § 8 Abs. 4 
BauGB. Hiernach kann ein Bebauungsplan aufgestellt werden, bevor der 
Flächennutzungsplan aufgestellt ist, wenn dringende Gründe es erfor-
dern und wenn der Bebauungsplan der beabsichtigten städtebaulichen 
Entwicklung des Gemeindegebietes nicht entgegenstehen wird (vorzeiti-
ger Bebauungsplan). Diese Voraussetzungen werden durch die vorlie-
gende Planung erfüllt. Das städtebauliche Ziel der vorliegenden Planung 
ist die Schaffung von Wohnbauflächen für den Mietwohnungsbau, um 
die anhaltend hohe und dringende Nachfrage nach Wohnraum in diesem 
Wohnungsmarktsegment abzudecken. Angestrebt wird darüber hinaus, 
zumindest auf Teilflächen, die Errichtung von belegungsgebundenen 
Mietwohnungen. Damit soll ein in Kröpelin vorhandener, dringender Be-
darf an Wohnraum mit sozialverträglichen Wohnkosten für einkommens-
schwache Haushalte und Haushalte mit mittleren Einkommen abgedeckt 
werden. Es handelt sich um eine innerörtliche Fläche, die in der Vergan-
genheit fast vollständig gewerblich genutzt wurde. Eine Wiederaufnahme 
einer gewerblichen Nutzung auf innerörtlichen Flächen ist nicht geplant. 
Städtebauliches Entwicklungsziel ist vielmehr die Entwicklung der Wohn-
funktion auf diesen Flächen. Dies gilt für das gesamte Stadtgebiet. Der 
Bebauungsplan steht somit der beabsichtigten städtebaulichen Entwick-
lung nicht entgegen. Die frühzeitige Öffentlichkeits- und Behördenbetei-
ligung mit dem Vorentwurf des Flächennutzungsplanes wird unmittelbar 
nach dem Satzungsbeschluss über den Bebauungsplan Nr. 14 durchge-
führt. 
 
zu 3. 
Im Plangebiet werden lediglich zwei Grundstücke durch private Er-
schließungsanlagen erschlossen. Auf diesen Grundstücken werden ins-
gesamt drei Gebäude erschlossen, von den mindestens zwei für den 
Mietwohnungsbau vorgesehen sind. Eine private Erschließung ist für 
diese städtebauliche Struktur üblich und auch angemessen. Nach 
nochmaliger Prüfung des Sachverhaltes und der rechtlichen Gegeben-
heiten hält die Stadt an dem geplanten Erschließungskonzept fest.  
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zu 4. 
Für flachgeneigte Dächer (5°-15° Dachneigung) und Flachdächer (bis 5° 
Dachneigung) sollen keine Materialien und Farben vorgegeben werden, 
da diese im Ortsbild keine wesentliche gestalterische Wirkung entfalten. 
An den getroffenen Festsetzungen wird daher festgehalten. 
 
zu. 5. und 6. 
Die Erläuterungen werden zur Kenntnis genommen. Die Stellungnah-
men der beteiligten Fachbehörden werden im Folgenden erörtert und in 
die Abwägung eingestellt. 
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Die Stadt nimmt zur Kenntnis, dass aus Sicht des abwehrenden Brand-
schutzes die Zustimmung erfolgt. 
 
Die nebenstehend genannte Anforderung muss im Rahmen der Objekt-
planung erfolgen und ist durch die Vorhabenträger zu gewährleisten. Die 
Festsetzungen des Bebauungsplanes stehen der Erfüllung der brand-
schutz- bzw. baurechtlichen Erfordernisse nicht entgegen. 
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Die Stadt nimmt zur Kenntnis, dass aus denkmalpflegerischer Sicht kei-
ne Anregungen oder Bedenken bestehen. 
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Zu 1.) Artenschutz 
Der Hinweis wird berücksichtigt. Die Situation wurde durch den Arten-
schutzgutachter nachvollzogen. Zwischenzeitlich wurden im Zuge der 
Baufeldfreimachung 3 von 10 Bäumen mit Nistkästen außerhalb der 
Brutzeit der betroffenen Brutvogelarten gerodet. Die Nistkästen wurden 
im zeitlichen Zusammenhang mit der Rodung im Verhältnis 1:2 durch 
geeignete Nisthilfen ersetzt und im Umfeld des Eingriffs fachgerecht an 
Bäumen angebracht. Der Ersatz erfolgte damit fristgerecht, so dass kein 
Verbotstatbestand nach § 44 Abs. 1 BNatSchG zum Tragen kam.  
Die Dokumentation der Ersatzmaßnahme wurde der Unteren Natur-
schutzbehörde übermittelt.  
 
Zu 2.) Öko-Konto 
 
a) Der Hinweis wird berücksichtigt. Die Inanspruchnahme des Öko-
Kontos wird unter Hinweise aufgeführt. 
 
b) Der Hinweis wird berücksichtigt. Die verbindliche Reservierung wurde 
der Unteren Naturschutzbehörde übermittelt. 
 
Zu 3.) Der Hinweis wird berücksichtigt. Die Festsetzung zu den Ersatz-
pflanzungen wird entsprechend ergänzt. 
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Die Stadt nimmt zur Kenntnis, dass seitens der unteren Wasserbehörde 
keine Einwände bestehen. 
 
Die Stellungnahme vom 22.04.2020 ist im Folgenden dieser Abwä-
gungsübersicht beigefügt. 
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Stellungnahme zum Vorentwurf 
 
 
 
 
 
Die Einleitung von Regenwasser in den bestehenden Regenwasserka-
nal in der Wismarschen Straße ist grundsätzlich möglich. Die weitere 
Konkretisierung (z.B. Abflussmengen) erfolgen im Zuge der fortschrei-
tenden Vorhabenplanung. 
 
Die nebenstehend genannten Anforderungen werden in der Begründung 
ergänzt und sind im Rahmen der Altlastensanierung zu beachten. Das 
aktualisierte Altlastengutachten sieht allerdings schon den Einbau von 
Z0 Material vor. 
 
Die nebenstehend genannten gesetzlichen Anforderungen bezüglich der 
Lagerung von wassergefährdenden Stoffen und der Errichtung von Erd-
wärmesondenanlagen werden zur Kenntnis genommen. Die Beachtung 
obliegt den jeweiligen Grundstückseigentümern. 
 
Die nebenstehenden Anforderungen werden zur Kenntnis genommen 
und beachtet. 
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Die Stadt nimmt zur Kenntnis, dass der Bebauungsplan die Erfordernis-
se aus dem Altlastengutachten korrekt erfasst und bewertet. Die weite-
ren Anforderungen werden im Rahmen der Sanierungsmaßnahmen be-
achtet und umgesetzt. 
 
 
Die fachgutachterliche Begleitung wird durch die Vorhabenträger bzw. 
Grundstückseigentümer umgesetzt. 
 
Die nebenstehenden Hinweise werden zur Kenntnis genommen und 
beachtet. 
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Es wird zur Kenntnis genommen, dass die unterschiedliche Anzahl der 
Baufenster keine Auswirkungen auf die Aussagekraft des Gutachtens 
und auf die Rechtmäßigkeit der Festsetzungen heben. Der Grund für die 
Abweichung ist der Umstand, dass das Lärmgutachten zu einem frühe-
ren Zeitpunkt der Planung erarbeitet wurde. Die Alternativen bzw. Aus-
nahmen werden für das Baufeld WA 3 im Teil B nachgetragen. 
 
Die unterschiedliche Anzahl der Baufelder wird in der Begründung er-
klärt. 
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Die Stadt nimmt zur Kenntnis, dass die in der Begründung genannten 
Maßnahmen korrekt erfasst und bewertet wurden. 
 
 
zu 1. 
Aus dem Altlastengutachten geht hervor, dass noch Nachuntersuchun-
gen (Grundwasser) und begleitende Untersuchungen während der Bau-
phase notwendig sind. Daraus können noch weitere Maßnahmen abge-
leitet werden. Schon jetzt konkrete Maßnahmen festzusetzen, ist daher 
nicht angezeigt, da so ggf. nicht alle notwendigen Sanierungsmaßnah-
men erfasst werden. Die Kennzeichnung von Flächen, deren Böden er-
heblich mit umweltgefährdenden Stoffen belastet sind, wird jedoch ge-
mäß § 9 Abs. 5 BauGB im Teil A ergänzt. 
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zu 2. 
Die nebenstehenden Hinweise und Anforderungen werden zur Kenntnis 
genommen. Die Beachtung obliegt den Grundstückseigentümern bzw. 
Vorhabenträgern. 
 
 
 
 
zu 3. 
Die nebenstehend genannten Anforderungen sind bereits Bestandteil 
des Altlastengutachtens und werden beachtet. 
 
 
 
Innerhalb des Einflussbereichs der Rinderanlage und der Biogasanlage 
liegt nördlich vom Plangebiet nahezu die gesamte Ortslage Kröpelin mit 
der Schwerpunktnutzung Wohnen. Es ist davon auszugehen, dass die 
Belastung durch die nebenstehend genannten Emissionen geringer 
ausgeprägt sind als in dem Großteil der vorhandenen Wohnbebauung. 
Diese werden daher im Rahmen der vorliegenden Planung nicht zusätz-
lich gesondert betrachtet.  
 
 
Die vorhandenen Windkraftanlagen wurden bezüglich der Auswirkungen 
auf das Plangebiet sowohl im Schallgutachten als auch bei den Festset-
zungen betrachtet. Die Stadt hat aufgrund der Gesamt - Immissionsbe-
rechnung mit besonderen Festsetzungen für das betroffene Wohngebiet 
WA 3 reagiert, da es hier zusammen mit der vorhandenen Gewerbenut-
zung um die nebenstehend genannte Überschreitung des Orientie-
rungswertes um bis zu 3 dB(A) kommt. 
 



 

Stellungnahme Behörde/TÖB/Nachbargemeinde/Bürger               Abwägung der Stadt Kröpelin 

 17 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
Die nebenstehend genannte Festsetzung eines Lärmschutzwalles wurde 
lediglich bezüglich des Schienenverkehrs in die städtebauliche Alterna-
tivenprüfung einbezogen. Aufgrund der beengten räumlichen Situation 
und der Nähe zur Bahnanlage wurde diese Alternative allerdings zu 
Gunsten der Festsetzung von passiven Schallschutzmaßnahmen ver-
zichtet. 
 
Es wird zur Kenntnis genommen, dass keine abfallrechtlichen Bedenken 
bestehen und sonstige Belange des StALU nicht betroffen sind. 
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Die Stadt nimmt zur Kenntnis, dass das zuständige Forstsamt sein Ein-
vernehmen für den Bebauungsplan Nr. 14 erteilt und keine forstrechtli-
chen Belange berührt sind. 
 
 
 
 
 
 
Die nebenstehenden Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
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Die nebenstehenden Hinweise werden zur Kenntnis genommen. Es ist 
im Plangebiet bzw. angrenzend kein Wald vorhanden. 
 
 
 
 
 
 
 
Die Gemeinde nimmt die Brachflächenproblematik auf dem angrenzen-
den Grundstück zur Kenntnis und empfiehlt eine nachbarschaftliche Ab-
stimmung. 
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Die nebenstehenden Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
 
 
 
Es wird zur Kenntnis genommen, dass aus planrechtlicher Sicht keine 
Bedenken bestehen. Es sind keine planrechtlichen Verfahren anhängig. 
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Die Auflagen werden zur Kenntnis genommen und beachtet. 
Die nebenstehenden Anforderungen wurden bereits im Bebauungsplan-
verfahren berücksichtigt (Verzicht auf Lärmschutzwall, bauliche Anbin-
dung des Baugebiets an die Wismarsche Straße). 
Die Hinweise zur Baustellenabwicklung werden zur Kenntnis genommen 
und durch die Baubetriebe berücksichtigt. 
Die Emissionen der Bahn wurden u.a. im Immissionsgutachten berück-
sichtigt. 
Im Planbereich sind keine weiteren Bahnflächen vorhanden. Die Beteili-
gung des Eisenbahnbundesamt als Planfeststellungs- und Prüfbehörde 
wurde daher als ausreichend erachtet. 
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Die Stadt nimmt zur Kenntnis, dass das Grundstück über Trink-, 
Schmutz- und Niederschlagswasseranschlüsse verfügt. 
 
Die nebenstehenden Hinweise werden zur Kenntnis genommen und 
beachtet. Entsprechende Leitungsrechte sind bereits Bestandteil des 
Bebauungsplanes. 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
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Aus den eingereichten Unterlagen geht hervor, dass die Gasversorgung 
über eine Leitung in der Wismarschen Straße sichergestellt ist. 
Es wird zur Kenntnis genommen, dass durch die Stadtwerke Rostock 
keine Einwände gegen die Planung erhoben werden. 
 
 
 
 
Die nebenstehenden Hinweise werden zur Kenntnis genommen und 
beachtet. 
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Die Stadt nimmt zur Kenntnis, dass der Wasser- und Bodenverband der 
Planung grundsätzlich zustimmt. 
 
 
Die Stadt nimmt zur Kenntnis, dass im Planbereich keine Gewässer 
II. Ordnung vorhanden sind. 
 
 
Die Niederschlagswasserableitung erfolgt in den vorhandenen RW-
Kanal in der Wismarschen Straße.  
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Die Stadt nimmt zur Kenntnis, dass die Regionalbus Rostock GmbH der 
Planung zustimmt. 
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Die Stadt nimmt zur Kenntnis, dass die Eisenbahnaufsicht des Landes 
MV, das Eisenbahnbundesamt als zuständige Behörde beteiligt hat. Ei-
ne Stellungnahme der Behörde ist Bestandteil dieser Abwägung (s.o.). 
 
Die Stellungnahme der Eisenbahnaufsicht des Landes ist im Folgenden 
beigefügt. 
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Die Stadt nimmt zur Kenntnis, dass sich im Planungsgebiet keine Anla-
gen Nichtbundeseigener Eisenbahnen befinden. 
 
 
Die Stadt nimmt zur Kenntnis, dass das Eisenbahn-Bundesamt beteiligt 
wurde. 
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Die Stadt nimmt zur Kenntnis, dass die Telekom keine Einwände oder 
Bedenken gegen die Planung hat. Die Stellungnahme zum Vorentwurf 
ist inhaltsgleich. 
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Die Stadt nimmt zur Kenntnis, dass die Handwerkskammer weder Be-
denken noch Anregungen äußert. 
 
 
 
 
 
 
 



 

Stellungnahme Behörde/TÖB/Nachbargemeinde/Bürger               Abwägung der Stadt Kröpelin 

 30 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Stadt nimmt zur Kenntnis, dass die Belange der Stadt Ostseebad 
Kühlungsborn nicht berührt werden. 
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Die Stadt nimmt zur Kenntnis, dass die Gemeinde Reddelich keine An-
regungen oder Bedenken vorbringt und der Planung zustimmt. 
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Die Stadt nimmt zur Kenntnis, dass die Gemeinde Wittenbeck keine An-
regungen oder Bedenken vorbringt und der Planung zustimmt. 
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Die Stadt nimmt zur Kenntnis, dass die Gemeinde Steffenshagen keine 
Anregungen oder Bedenken vorbringt und der Planung zustimmt. 
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Der Hinweis wurde beachtet. 
Die nebenstehend genannte Anlage wurde vollumfänglich in das Immis-
sionsschutzgutachten eingezogen und in allen Berechnungen und den 
Festsetzungen des Bebauungsplanes berücksichtigt. Der Standort ist im 
Gutachten als „Landwirtschaftsbetrieb Diederichs“ erfasst. 
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Die Stadtvertretung der Stadt Kröpelin hat am 07.11.2019 die Aufstel-
lung des Flächennutzungsplanes beschlossen. Allein aus Gründen der 
unterschiedlichen Verfahrensdauer ist es absehbar, dass dieser zum 
Zeitpunkt des Satzungsbeschlusses über den Bebauungsplan Nr. 14 
noch keine Wirksamkeit erlangen kann. Die Festsetzungen des Bebau-
ungsplanes werden in den Flächennutzungsplan aufgenommen. 
Die Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 14 erfolgt daher auf der 
Grundlage des § 8 Abs. 4 BauGB. Hiernach kann ein Bebauungsplan 
aufgestellt werden, bevor der Flächennutzungsplan aufgestellt ist, wenn 
dringende Gründe es erfordern und wenn der Bebauungsplan der beab-
sichtigten städtebaulichen Entwicklung des Gemeindegebietes nicht 
entgegenstehen wird (vorzeitiger Bebauungsplan). Diese Voraussetzun-
gen werden durch die vorliegende Planung erfüllt. Das städtebauliche 
Ziel der vorliegenden Planung, ist die Schaffung von Wohnbauflächen 
für den Mietswohnungsbau, um die anhaltend hohe Nachfrage nach 
Wohnraum in diesem Wohnungsmarktsegment abzudecken. Angestrebt 
wird darüber hinaus, zumindest auf Teilflächen, die Errichtung von bele-
gungsgebundenen Mietwohnungen. Damit soll ein in Kröpelin vorhande-
ner, dringender Bedarf an Wohnraum mit sozialverträglichen Wohnkos-
ten für einkommensschwache Haushalte und Haushalte mit mittleren 
Einkommen abgedeckt werden. Im Rahmen der Erarbeitung des Vor-
entwurfs des Flächennutzungsplanes hat es bereits umfangreiche Bera-
tungen und Diskussionen gegeben, sodass davon auszugehen ist, dass 
der vorliegende Bebauungsplan den Entwicklungszielen der Stadt ent-
spricht. 
Bei der vorliegenden Planung handelt es sich nicht um einen vorhaben-
bezogenen Bebauungsplan. Den Festsetzungsmöglichkeiten sind daher 
durch das Baugesetzbuch (BauGB) und die Baunutzungsverordnung 
(BauNVO) enge Grenzen gesetzt. Von weitergehenden Regelungen z.B. 
zum behindertengerechten Bauen oder zur Errichtung von belegungs-
gebundenenen Wohnungen, hat die Stadt im bisherigen Verfahren kein 
Gebrauch gemacht und hält an dem städtebaulichen Ziel fest, eine ge-
wisse Flexibilität bzgl. der baulichen Entwicklung offenzuhalten. 
 
Die Stadt nimmt zur Kenntnis, dass die Verfasser der Stellungnahme 
bzgl. der Teile A und B des Planes und der Gutachten Widersprüche 
sehen. 
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Zu 1: 
Die festgesetzte maximale Höhe des hergestellten Geländes von 54,8 m 
ü. NHN erfolgt aus dem notwendigen Gefälle der Regen- und Schmutz-
wasserkanäle. Das Höhenniveau der Anschlusshöhen an die Kanäle in 
der Wismarschen Straße bildet dabei die Zwangspunkte auf der Grund-
lage der notwendigen Gefälle plus der vorgeschriebenen Überdeckung 
der Leitungen. Die nebenstehend genannten Werte werden dabei nur im 
westlichen Teil des WA 3 erreicht. Schon im westlichen Baufeld des 
WA 2 beträgt die Geländeanhebung nur noch rund 1,4 m. Von dort aus 
läuft diese bis auf das Straßenniveau der Wismarschen Straße aus. In-
sofern wird den Bedenken der Verfasser der Stellungnahme nicht ge-
folgt. Im Übrigen sind auch für Aufschüttungen die bauordnungsrechtli-
chen Mindestabstände von 3,0 m zu den Grundstücksgrenzen zu beach-
ten. Es wird jedoch die Festsetzung 1.2 konkretisiert. Bezugspunkt für 
die Gebäudehöhen ist nunmehr die „hergestellte“ Geländeoberfläche. 
Die zukünftige maximale Höhenentwicklung bleibt für die WA 2 und 
WA 3 hinter dem Maß für das WA 1 zurück. eine Beeinträchtigung des 
Ortsbildes ist damit weitgehend ausgeschlossen. 
 
zu 2: 
Während der Bebauungsplan eine maximale Überdeckung des vorhan-
denen Geländes vorgibt, handelt es sich bei den Maßnahmen aus dem 
Altlastengutachten um eine Mindestabdeckung. Diese beiden Sachver-
halte widersprechen sich somit nicht. Alle weiteren Gutachten haben 
keinen signifikanten Bezug zu einer maximal zulässigen Geländeanhe-
bung. Daraus kann daher auch keine mögliche Ungültigkeit der in ihnen 
getroffenen Aussagen abgeleitet werden. 
 
zu 3: 
Aufgrund der o.g. Argumente wird der nebenstehenden Forderung nach 
einer Änderung der Planung nicht gefolgt, da ansonsten die angestrebte 
städtebauliche Entwicklung der Fläche in großen Teilen nicht mehr mög-
lich ist. Auf der anderen Seite handelt es sich bei den besonders von 
einer Geländeanhebung betroffenen nordwestlichen Nachbarflächen um 
Außenbereichs- bzw. Brachflächen. 
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zu 3: 
Durch die Schaffung eines geregelten Abflusses des Niederschlagswas-
sers wird nachhaltig verhindert, dass dieses sich nach Starkregenereig-
nissen in Senken sammelt oder ungeregelt auf Nachbarflächen abfließt. 
Die Möglichkeit einer Versickerung besteht laut Bodengutachten im 
Plangebiet nicht. Eine Beeinträchtigung durch die nebenstehend ge-
nannten „Druck- und Pressbedingungen“ bzgl. der Grundwasserverhält-
nisse kann schon aufgrund der geringen Ausdehnung und der nach Os-
ten hin rapide abnehmen Mächtigkeit der maximalen Geländeanhebung 
ausgeschlossen werden. Der Bereich mit einem geringen Grundwasser-
Flurabstand ist darüber hinaus auch auf den westlichen Plangebietsrand 
beschränkt. Durch die notwendige Altlastensanierung ist eine deutliche 
Verbesserung der Situation bzgl. möglicher Schadstoffeinträge ins 
Grundwasser gegeben. Davon profitiert auch das gesamte Planungsum-
feld. 
 
zu 4: 
Der Forderung nach einer Änderung der Planung und der Gutachten 
sowie der erneuten Einholung von Fachstellungnahmen wird aus den 
genannten Gründen nicht gefolgt. Im Rahmen der Behördenbeteiligung 
wurden im Übrigen auch keine Bedenken oder Anregungen zu den in 
der nebenstehen Stellungnahme angesprochenen Themen abgegeben. 
 
zu 5. 
Zu der nebenstehend genannten, möglicherweise vorhandenen Leitung 
hat kein Ver- oder Entsorgungsträger im Beteiligungsverfahren einen 
Hinweis gegeben. Dennoch ist es nicht ausgeschlossen, dass Leitungen 
vorhanden sind, deren Lage bisher nicht dokumentiert sind. Entspre-
chend muss bei Erdbauarbeiten im Siedlungsbereich immer damit ge-
rechnet werden, dass solche Leitungen vorhanden sind. Die nebenste-
hende Information wird an den Vorhabenträger weitergeleitet. 
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